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F A Q 1 
 

§ 72a HBauO – Baubeginn 
 

 

Absatz 1 

Was ist bei der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns von Aufnahmeeinrichtungen, 
Gemeinschaftsunterkünften oder sonstige Unterkünften für Flüchtlinge oder Asylbe-
gehrende zu beachten? 

Mit Rundschreiben der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW) vom 
26.2.2016 wurden der Inhalt der Gesetzesänderung sowie die sie tragenden Gründe 
dargestellt und erläutert. Es ist als Anlage beigefügt.  

Stand: 25.01.2017  

 

 

                                                           
1 Frequently asked questions = häufig gestellte Fragen 
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Regelungsinhalt 

Die neue Vorschrift hat folgenden Wortlaut (der neue Text ist unterstrichen dargestellt): 

 

„§ 72a Baubeginn 

(1) Mit der Bauausführung, der Beseitigung baulicher Anlagen oder mit der 

Ausführung des jeweiligen Bauabschnitts darf erst begonnen werden, wenn 

1. die Baugenehmigung der Bauherrin oder dem Bauherrn zugegan-

gen ist und 

2. die Baubeginnanzeige der Bauaufsichtsbehörde vorliegt. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 1 kann die Bauaufsichtsbehörde in Bezug 

auf Aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschaftsunterkünfte oder sonstige Unter-

künfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende auf Antrag vorläufig zulassen, 

dass bereits vor Erteilung der Baugenehmigung mit den Maßnahmen nach 

Satz 1 begonnen wird (Zulassung des vorzeitigen Baubeginns), wenn 

1. mit der Erteilung der Baugenehmigung gerechnet werden kann und 

2. die Bauherrin oder der Bauherr sich verpflichtet, alle bis zur Ent-

scheidung über die Erteilung der Baugenehmigung durch die Maß-

nahmen verursachten Schäden zu ersetzen und, wenn das Vorhaben 

nicht genehmigt wird, den früheren Zustand wiederherzustellen.  

Die Zulassung kann jederzeit widerrufen werden. Sie kann mit Auflagen ver-

bunden oder unter dem Vorbehalt nachträglicher Auflagen erteilt werden. Die 

Bauaufsichtsbehörde kann die Leistung einer Sicherheit verlangen, soweit 

dies erforderlich ist, um die Erfüllung der Pflichten der Bauherrin oder des 

Bauherrn zu sichern. § 72 Absatz 2 gilt entsprechend. Über die Maßnahmen 

sollen die Nachbarn möglichst frühzeitig informiert werden. 

(2) …  

(3) Die Baugenehmigungen beziehungsweise der Bescheid über die Zulas-

sung des vorzeitigen Baubeginns sowie die Bauvorlagen einschließlich der 

bautechnischen Nachweise müssen an der Baustelle von Baubeginn an vor-

liegen.  

(4) …“ 

 

Die Regelung des § 80 Abs. 1 HBauO über Ordnungswidrigkeiten wurde an die Ände-

rung des § 72a angepasst. 
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Begründung 

 

 Zulassung nur im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens 

Aus dem systematischen Standort des § 72a im Abschnitt „Vorsorgende Überwachung“, 

d.h. innerhalb der Vorschriften über das Baugenehmigungsverfahren, sowie dem Wortlaut 

des Absatz 1 Satz 1 ergibt sich, dass eine Zulassung des vorzeitigen Beginns nur im 

Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens ergehen kann. Daraus folgt, dass das Ver-

fahren durch einen Antrag des Bauherrn eingeleitet worden sein muss und noch nicht 

durch Erlass einer Baugenehmigung beendet sein darf. Eine „isolierte“ Entscheidung über 

die Zulässigkeit von Baumaßnahmen ist unzulässig. Die Einbettung der Entscheidung 

über den vorzeitigen Baubeginn in ein Baugenehmigungsverfahren hat darüber hinaus zur 

Folge, dass der Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Baubeginns auf solche Maßnah-

men begrenzt ist, die Gegenstand des Bauantrags sind. 

Kernpunkt des Antrags sind Angaben zu den materiellen Zulassungsvoraussetzungen des 

§ 72a Absatz 1 Satz 2 ff. Es ist daher zweckmäßig, dass der Antragsteller seine Auffas-

sung zur Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens darlegt, und zwar speziell unter dem 

Blickwinkel der von der Bauaufsichtsbehörde im Hinblick auf die Genehmigungsfähigkeit 

des Bauantrags vorzunehmenden Prognose. 

 

 „Konzentrierende Wirkung“ 

Durch die Verweisung in Satz 6 auf die Vorschrift des § 72 Absatz 2 wird klargestellt, dass 

die Zulassung des vorzeitigen Baubeginns alle im Rahmen des Baugenehmigungsverfah-

rens relevanten öffentlich-rechtlichen Anforderungen und Entscheidungen zu betrachten 

hat, derer es zur Rechtmäßigkeit der zugelassenen Maßnahmen bedarf. Der Zulassung 

kommt damit im Rahmen dessen, was von ihr inhaltlich umfasst ist, untechnisch gespro-

chen „konzentrierende Wirkung“ zu. Ohne eine derartige Konzentrationswirkung wäre der 

Bauherr verpflichtet, für alle weiteren durch die vorzuziehenden Maßnahmen betroffenen 

Rechtsbereiche die auf deren Grundlage erforderlichen Zulassungen gesondert zu bean-

tragen. Dadurch würde der beschleunigende Effekt des vorzeitigen Baubeginns weitge-

hend aufgehoben. 

 

 Summarische Prüfung 

Mit einer Entscheidung zugunsten des Antragstellers im Baugenehmigungsverfahren ist 

zu rechnen, wenn eine summarische Prüfung der Bauaufsichtsbehörde ergibt, dass eine 

überwiegende Wahrscheinlichkeit für die Erteilung der Baugenehmigung spricht. Die Be-

hörde muss daher keine umfassende Zulässigkeitsprüfung vornehmen, die die Genehmi-

gungsfähigkeit des Vorhabens abschließend klärt, muss allerdings aufgrund sorgfältiger 

Sachprüfung und unter Berücksichtigung einer ausreichenden Beurteilungsgrundlage der 

Überzeugung sein, dass sich etwa noch offene Fragen – gegebenenfalls durch Nebenbe-

stimmungen – im Sinne einer dem Bauantrag stattgebenden Entscheidung klären lassen. 
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 Jederzeitige Widerrufbarkeit, Nebenbestimmungen 

Die Zulassung des vorzeitigen Beginns kann gemäß Absatz 2 Satz 3 jederzeit widerrufen 

werden. Sie kann unter dem Vorbehalt von Auflagen erteilt oder mit Auflagen verbunden 

werden. 

 

 Ermessensentscheidung 

Die Entscheidung über die Zulassung des vorzeitigen Beginns stellt § 72a Absatz 1 Satz 2 

in das Ermessen der Bauaufsichtsbehörde. Daraus folgt, dass dem Antragsteller – anders 

als bei der Entscheidung über die Erteilung der Baugenehmigung – kein Rechtsanspruch 

auf Zulassung des vorzeitigen Beginns zusteht. 

 

 Umweltrechtliche Belange 

Gegenstand der Prüfung sind insbesondere auch umweltrechtliche Belange. Zu prüfen ist 

daher auch, ob das geplante Vorhaben UVP-pflichtig nach den Vorschriften des UVPG 

(Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung) i.V.m. dem HmbUVPG (Gesetz über die 

Umweltverträglichkeit in Hamburg) ist. Die Zulassung des vorzeitigen Baubeginns kann 

daher erst ausgesprochen werden, wenn auch in Bezug auf die umweltrechtlichen Belan-

ge die Aussage möglich ist, dass „mit der Erteilung der Baugenehmigung gerechnet wer-

den kann“. Dies kann in bestimmten Einzelfällen dazu führen, dass einem Antrag auf Zu-

lassung des vorzeitigen Baubeginns nicht stattgegeben werden kann (er also abzulehnen 

ist), weil der Zeitbedarf für die Klärung der zu prüfenden umweltbezogenen Belange so 

groß ist, dass die Erteilung der Baugenehmigung abgewartet werden kann; in diesem Fall 

ist das Regelverfahren nach den Vorschriften des UVPG (Gesetz über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung) i.V.m. dem HmbUVPG durchzuführen. Die zuständigen Behörden haben 

trotz der Verfahrensbeschleunigung diese Fragen nach pflichtgemäßem Ermessen so zu 

klären, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden werden. 

Die Bürgerschaft hat den Senat vor diesem Hintergrund ersucht, bei der Anwendung der 

neuen Vorschrift sicherzustellen, dass bei der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns 

„1. im Rahmen des fortlaufenden Baugenehmigungsverfahrens eine vollwer-

tige Umweltverträglichkeitsprüfung mit der erforderlichen Öffentlichkeitsbetei-

ligung durchgeführt wird, sofern das Vorhaben nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung in Hamburg oder nach dem Bundesgesetz 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung UVP-pflichtig ist, und das Ergebnis 

der Prüfung in der Baugenehmigung berücksichtigt wird, 

2. keine naturschutzrechtlichen Belange (insbesondere FFH-Recht, Biotop- 

und Artenschutzrecht) entgegenstehen und  
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3. nicht reversible Maßnahmen nur zugelassen werden, wenn eindeutig ab-

sehbar ist, dass sie mit der endgültigen Baugenehmigung im Einklang ste-

hen werden.“ 

 

 Stellungnahmen 

Im Genehmigungsverfahren holt die Bauaufsichtsbehörde die Stellungnahmen der Behör-

den und Stellen nach § 70 Absatz 5 HBauO ein. Diese Stellungnahmen sind eine uner-

lässliche Grundlage für die Prognose der Behörde nach § 72a Absatz 1 Satz 2 Nr. 1, denn 

ohne sie ist die Bauaufsichtsbehörde nicht in der Lage, die grundsätzliche Zulassungsfä-

higkeit des Vorhabens zu überprüfen. 

 

 Schadensersatzpflicht und Sicherheitsleistung des Bauherrn 

Die aus § 72a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 folgende weitere materielle Voraussetzung für 

die Zulassung des vorzeitigen Baubeginns besteht darin, dass sich der Bauherr verpflich-

tet, alle bis zur Entscheidung über den Bauantrag durch die Errichtung der baulichen An-

lage verursachten Schäden (zum Beispiel durch Aushubarbeiten, Transporte, Bauarbei-

ten, Beseitigung von Aufwuchs) zu ersetzen und, falls das Vorhaben nicht genehmigt 

wird, den früheren Zustand wiederherzustellen. Die Schadensersatzverpflichtung ist ver-

schuldensunabhängig. Der Bauherr trägt allein das Risiko, das von Errichtungsarbeiten 

vor Erteilung der Baugenehmigung ausgeht. 

§ 72a Absatz 1 Satz 5 stellt es in das pflichtgemäße Ermessen der Bauaufsichtsbehörde, 

vom Bauherrn eine Sicherheit zu verlangen, soweit dies erforderlich ist, um die Erfüllung 

der Pflichten nach § 72a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 zu sichern.  Bei der Ausübung des 

Ermessens ist zu berücksichtigen, ob es sich bei dem Bauherrn um ein privates oder öf-

fentliches Unternehmen (wie die „f & w fördern und wohnen AöR“) handelt. Bei öffentli-

chen Unternehmen dürfte das Ermessen in aller Regel dahin gehend ausgeübt werden 

können, dass von der Anforderung einer Sicherheit abgesehen wird. Erforderlich ist eine 

Sicherheitsleistung im Übrigen nur dann, wenn mit dem vorzeitigen Beginn die Verursa-

chung von Schäden verbunden sein kann und wenn der vorzeitige Beginn zu Eingriffen 

führt, die für den Fall, dass die Baugenehmigung nicht erteilt wird, voraussichtlich eine 

Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes notwendig machen. Die Höhe der Si-

cherheit hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Die Behörde hat die möglicher-

weise entstehenden Kosten nach § 72a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 abzuschätzen und 

danach die Höhe der Sicherheitsleistung zu bestimmen. 

 

Die Ergänzung in Absatz 3 ist dem Umstand geschuldet, dass mit der Zulassung des vor-

zeitigen Baubeginns eine neue Art des Bescheides in die HBauO eingeführt wird. Dieser 

Bescheid ist, wie die Baugenehmigung, von Baubeginn an auf der Baustelle bereitzuhal-

ten. 
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